
Wer ist von diesen Problemen betroffen? 
Menschen, die ihren legalen Aufenthaltsstatus verloren haben, 
da z.B. ihr Visum oder ihre Duldung abgelaufen sind, haben 
faktisch keinen Zugang zur regulären Gesundheitsversorgung. 

Menschen aus den neuen EU Ländern sind oft weder hier 
noch in den Herkunftsländern krankenversichert und verfügen 
mehrheitlich nicht über ausreichende finanzielle Mittel, um 
privat für die notwendige medizinische Versorgung aufzukom-
men. Die Zugangsmöglichkeiten zur Krankenversicherung 
oder zu Sozialleistungen sind schwierig, viele sozialrechtliche 
Fragen sind strittig.

Trotz allem entscheiden sich Frauen, die keinen legalen Auf-
enthaltsstatus und/oder keinen Zugang  zu Sozialleistungen 
haben, dafür, hier ihr Kind zu bekommen. Die Gründe dafür 
können ganz verschieden sein: Entweder sie können oder 
wollen nicht in ihr Herkunftsland zurück, wenn ihnen dort 
Verfolgung oder Elend drohen, oder sie sehen hier langfristig 
bessere Lebensperspektiven für sich und ihr Kind oder ihr 
Partner oder andere  Angehörige leben hier, oder… 

Unterstützungsmöglichkeiten 
Das Büro für medizinische Flüchtlingshilfe Berlin (Medibüro) 
setzt sich seit 1996 für den Zugang aller Menschen zur Ge-
sundheitsversorgung unabhängig vom Aufenthaltsstatus ein. 
Ähnliche Initiativen gibt es inzwischen in vielen deutschen 

Für die meisten Frauen, die ein Kind erwarten, ist es 
selbstverständlich, den Ort der Entbindung sorgfältig 
auszuwählen. In einem kleinen wohnortnahen Krankenhaus? 
Einem großen Perinatalzentrum? Im Geburtshaus? Mit wel-
cher Hebamme? In einem Kreißsaal mit Entbindungswanne? 

Schwangere Migrantinnen ohne Krankenversicherung 
haben andere Sorgen. Wenn sie sich gegen die Schwanger-
schaft entscheiden, kostet sie der Schwangerschaftsabbruch in 
der Regel mehrere hundert Euro. EU-Bürgerinnen, die in Ber-
lin gemeldet sind und ihre Bedürftigkeit nachweisen können, 
haben die Möglichkeit, sich diese Kosten vom Land erstatten 
zu lassen. Für Frauen ohne legalen Aufenthaltsstatus ist das 
nicht möglich.   

Sich ohne bestehende Krankenversicherung für das 
Austragen der Schwangerschaft zu entscheiden, ist 
nicht leicht. Neben den langfristigen Fragen tauchen 
zunächst viele praktische Probleme auf: Welche Frauenärz-
tin macht die Schwangerenvorsorge? Wie teuer ist das? In 
welchem Krankenhaus kann ich entbinden? Was kostet das? 
Schickt mich das Krankenhaus weg, wenn ich mit Wehen kom-
me, aber die Geburt nicht bezahlen kann? Kann ich mich im 
Krankenhaus anmelden, damit eventuelle medizinische Risiken 
dort schon bekannt sind? Bekommt mein Kind eine Geburts-
urkunde? Holt das Krankenhaus oder das Standesamt vielleicht 
die Polizei?
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Städten (vgl. www.medibueors.org). Das Medibüro Berlin  ver-
mittelt Migrant*innen ohne Krankenversicherung an Arztpra-
xen und Krankenhäuser und kann Kosten für Medikamente 
oder stationäre Behandlungen teilweise durch Spendengelder 
decken. Dabei ist es sowohl auf  Spenden als auch auf  das 
Engagement der Ärzt*innen und auf  die Bereitschaft von 
Krankenhäusern, Behandlungen zu reduzierten Kosten zu 
ermöglichen, angewiesen. Beides ist sehr begrenzt.

In Berlin ist eine kostenlose Schwangerenvorsorge teilweise 
über die Zentren für sexuelle Gesundheit und Familienplanung 
der Gesundheitsämter möglich. Deren Kapazitäten sind jedoch 
oft überlastet und ihre medizinischen Ressourcen, gerade bei 
Risikoschwangerschaften, begrenzt. 

Darüber hinaus gibt es in verschiedenen Städten medizinische 
Hilfsangebote auch von der Wohltätigkeitsorganisation der 
Malteser und teilweise von den Kommunen. Sowohl diese Ini-
tiativen als auch die Arbeit der Medibüros können den regulä-
ren Zugang zur Gesundheitsversorgung jedoch in keinem Fall 
ersetzen. 

Notfall 
Im Notfall darf  zwar kein Krankenhaus eine Schwangere mit 
Wehen abweisen. Trotzdem führt diese Situation zu untrag-
baren medizinischen und sozialen Problemen. Ohne eine 
reguläre Anmeldung zur Geburt können medizinische Risiken 
nicht geklärt werden. Bei Zwillingen, Komplikationen bei 
vorangegangenen Entbindungen, Blutungsrisiken, regelwidri-
gen Kindslagen oder falschem Plazentasitz oder auch nur bei 
Allergien oder einer Zuckererkrankung in der Schwangerschaft 
entstehen lebensgefährliche Situationen für Mutter und Kind, 
wenn dem geburtshilflichen Team diese Probleme nicht vorher 
bekannt sind und entsprechende Vorbereitungen getroffen 
werden konnten. 

Die Kosten für derartige Notfallbehandlungen bekommen 
die Krankenhäuser in den meisten Fällen nicht erstattet. Sie 
können zwar versuchen, die Kosten nach § 25 SBG XII bei 
den Sozialämtern abzurechnen. Dafür muss das Krankenhaus 
jedoch dem Sozialamt gegenüber die Bedürftigkeit der Frau 
nachweisen. Die Beweislast liegt dabei beim Krankenhaus und 
der Antrag muss vergleichbar mit einem Antrag auf  Sozial-
hilfe mit Nachweisen über Einkommen, Miete, Kontostand 
etc. belegt werden. Das ist Frauen, die in prekären sozialen 
Situationen leben, bei Bekannten Unterschlupf  finden oder 
stundenweise ohne Anmeldung arbeiten, fast unmöglich und 
für Frauen ohne legalen Aufenthaltsstatus mit vielen Ängsten 
verbunden – auch wenn die Daten nicht an die Ausländer-
behörde weitergeben werden.  Im Jahr 2011 sind 90 Prozent 
dieser Anträge von den Sozialämtern abgelehnt worden. 

Duldung in der Schwangerschaft für Frauen ohne 
legalen Aufenthaltsstatus

Während der gesetzlichen Mutterschutzfrist, sechs Wochen vor 
und acht Wochen nach der Geburt, werden Frauen in der Regel 
nicht abgeschoben, d.h. sie können eine Duldung beantragen, 
mit der es möglich ist, Sozialleistungen nach dem AsylbLG 
zu erhalten, die Kosten für Schwangerschaft und Geburt und 
Erstausstattung des Neugeborenen einschließen.  In Berlin ist 
diese Frist auf  Initiative des Büros für medizinische Flücht-
lingshilfe unter dem rot-roten Senat 2008 auf  drei Monate vor 
und drei Monate nach der Geburt verlängert worden. Alleine 
bei der praktischen Umsetzung gibt es zahlreiche Probleme. 
Für Frauen, die früher in einem anderen Bundesland gemeldet 

waren, ist Berlin nicht zuständig und damit entfällt für sie diese 
Regelung. Frauen, die sich erstmals in der Ausländerbehörde 
melden, werden nach § 15a AufenthG nach einem festgelegten 
Schlüssel in andere Bundesländer verteilt. Frauen, die frü-
her in Berlin gemeldet waren, bekommen die oben genannte 
Duldung, müssen aber oft mehrfach in der Ausländerbehörde 
vorsprechen, stundenlange Wartezeiten auch in schwangerem 
Zustand in Kauf  nehmen und werden nicht selten diskrimi-
nierend behandelt. Im Rahmen eines Runden Tisches mit der 
Senatsverwaltung ist es 2011 gelungen, für Frauen, die sich 
erstmals bei der Ausländerbehörde melden, eine Verbesse-
rung zu erreichen: Für sie wird die Umverteilung zwar formal 
durchgeführt, für die Frist der sechs Monate  aber faktisch 
ausgesetzt – allerdings ist danach das Bundesland, in das sie 
umverteilt worden sind, für sie zuständig. Und auch bei dieser 
Regelung gibt es zahlreiche Probleme in der Umsetzung: Für 
manche Frauen, die z.B. später eine andere Möglichkeit haben, 
einen längerfristigen Aufenthaltsstatus zu bekommen (z.B. über 
den Kindsvater), ist die Duldungsregelung in Berlin eine große 
Hilfe. Andere haben keine Perspektive für eine Legalisierung 
hier, fürchten jeden Kontakt mit den Behörden und wollen 
ihre Daten nicht der Ausländerbehörde preisgeben, da das für 
sie nach Ablauf  der Duldungsfrist die Abschiebung zur Folge 
haben kann.

Geburtsurkunden 
Um beim Standesamt eine Geburtsurkunde für ihr Kind zu 
bekommen, braucht die Mutter einen gültigen Pass und ihre 
eigene Geburtsurkunde und gegebenenfalls die entsprechenden 
Dokumente des Kindsvaters. Das Standesamt ist, wie andere 
Behörden auch, nach § 87 AufenthG verpflichtet, wenn es 
Kenntnis vom unerlaubten Aufenthalt einer Ausländer*in hat, 
dies an die Ausländerbehörde weiterzugeben. Teilweise ist es 
vorgekommen, dass Standesämter die Polizei geholt haben, 
wenn Frauen ohne legalen Aufenthaltsstatus die Geburtsur-
kunde abgeholt haben. Ein Leben ohne Geburtsurkunde ist 
jedoch mit zahlreichen Problemen verbunden, nicht nur bei der 
späteren Ausbildung. Auch schon vorher kann die Mutter nicht 
beweisen, dass es sich überhaupt um ihr Kind handelt und falls 
sie in Kontakt mit der Polizei oder Behörden kommt, kann es 
sein, dass sie von ihrem Kind getrennt wird. 

Einerseits werden in Politik und Öffentlichkeit permanent die 
niedrigen Geburtenraten in Deutschland beklagt und drama-
tisiert, andererseits erhalten schwangere Migrantinnen ohne 
Krankenversicherung kaum Unterstützung.

 
Medizinische Versorgung während Schwanger-
schaft, Geburt und Wochenbett für alle! 
Abschaffung der Meldepflicht nach 
§ 87 Aufenthaltsgesetz! 
Geburtsurkunden und Pässe für alle Kinder!
 
Mehr Informationen zur Kampagne:
www.medibuero.de/de/Kampagne.html
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